
STOP 



Early Journal Content on JSTOR, Free to Anyone in the World 

This article is one of nearly 500,000 scholarly works digitized and made freely available to everyone in 
the world by JSTOR. 

Known as the Early Journal Content, this set of works include research articles, news, letters, and other 
writings published in more than 200 of the oldest leading academic Journals. The works date from the 
mid-seventeenth to the early twentieth centuries. 

We encourage people to read and share the Early Journal Content openly and to teil others that this 
resource exists. People may post this content online or redistribute in any way for non-commercial 
purposes. 

Read more about Early Journal Content at http://about.jstor.org/participate-jstor/individuals/early- 
journal-content . 



JSTOR is a digital library of academic Journals, books, and primary source objects. JSTOR helps people 
discover, use, and build upon a wide ränge of content through a powerful research and teaching 
platform, and preserves this content for future generations. JSTOR is part of ITHAKA, a not-for-profit 
Organization that also includes Ithaka S+R and Portico. For more Information about JSTOR, please 
contact support@jstor.org. 



Ueber Verwaltungs-Recht und -Rechtspflege. 



Von Oheramtmann Mayer in Göppingen. 



Zweiter Artikel. 

Innerhalb gewisser Grenzen enthalt jede Verwaltungssache 
im Sinne des ersten Artikels eine Beziehung zum Rechte. Diese 
rechtliche Seite tritt zu besonderer Behandlung und Erwägung 
heraus, sobald der im einzelnen Fall in Ausübung ihrer ver- 
waltenden Thäligkeit begriffenen Behörde gegenüber — von 
rechtlich* Betheiligten die Behauptung aufgestellt und zum Zwecke 
der Abhilfe geltend gemacht wird, dass diese Behörde bei An- 
wendung der Gesetze und Normen der Verwaltung entweder in 
der beschrankenden Richtung gegen den Einzelnen (oder die 
Vereine von Einzelnen und die Corporationen), also zum Nach- 
theil der rechtlichen Einzeln-Interessen zu weit gegangen oder 
zu gehen im Begriff sei, oder aber dass sie weniger weit nach 
dieser Richtung vorgegangen , als die Rechte der Gesammlheit 
es erheischen, oder endlich, dass beim Zusammentreffen mehre- 
rer verschiedener, sich entgegenstehender rechtlicher Einzeln- 
interessen das eine oder andere ungebührlich begünstigt, oder 
das richtige Verhältniss in Bezug auf Theilnahme Mehrerer an 
öffentlichen Vorlheilen und Lasten nicht getroffen, nicht einge- 
hallen werde, oder worden sei. In allen diesen Fällen handelt 
es sich darum, das materiell Wahre und Richtige zu 
ermitteln, nicht bloss, dass überhaupt entschieden, irgend eine 
das Verhältniss ordnende Norm gefunden sei. Der Wille des 
einzelnen Beiheiligten, der im Civilprozesse eine materiell unge- 
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rechte Entscheidung durch Verzicht auf Einreden, Beweismittel 
etc. formell zum Recht werden lässt, kann in streitigen Ver- 
waltungs-Sachen eben nur nach ihrer ihn berührenden indivi- 
duellen Seite, womit ihr Inhalt aber nicht erschöpft ist, in Be- 
tracht kommen. Wo und soweit das öffentliche Rechlsverhallniss, 
das Recht der Gesammlheit irgend berührt ist, kann ein solcher 
Verzicht des Einzelnen und was die betheiligten Einzelnen sonst 
unter sich verhandeln, kein Gewicht haben, es kann trotz dem- 
selben die materiell richtige Entscheidung erstrebt und herbei- 
geführt werden. Die Rechte und Interessen der Gesammlheit 
aber nach ihrem ganzen rechtlich zulässigen und ebendaher auch 
in der Begel gebotenen Umfang zu wahren, also in dieser 
Beziehung den materiell richtigen Zustand herbeizuführen, 
(dass z. B. die vollrechllich zulässige Steuersumme erhoben, bei 
neuen Gewerbseinrichtungen jede wahrscheinliche Gefahr ver- 
mieden wird) ist ohnehin Aufgabe und Pflicht der Verwaltung, 
deren Begriff und Wesen es widerspricht, in diesem ihrem Wirken 
durch formell bindende Aussprüche auf Abweichungen und Un- 
terbrechungen stossen zu müssen. Es ist aber nicht minder ihre 
Aufgabe und Pflicht, die Einzeln-Interessen (und bei mehreren 
die den rechtlichen Vorzug verdienenden) innerhalb ihrer recht- 
lichen Schranken frei gewähren zu lassen, und die allgemeinen 
Grundsätze für ihre Ordnung wie den der rechtlichen Gleich- 
heit zur lebendigen Wahrheit zu machen. Im Streite zwischen 
Individualrechten mag jede Entscheidung, auch die ungerech- 
teste, ohne Störung fürs Ganze und für die Rechtsordnung 
selbst, zum Rechte werden: in streitigen Verwaltungssachen aber 
hat nicht selten die Entscheidung des einzelnen Falles eine über 
diese hinausreichende Wirkung, sie involvirl, besonders um der 
rechtlichen Gleichheit zu genügen, den Grundsatz für Behandlung 
anderer Fälle gleicher Art; sie kann, wenn materiell unrichtig, 
auf das öffentliche Leben, auf die polizeilich zu wahrenden In- 
teressen der Gesammlheit und der Gesellschaft unberechenbare 
verkehrte Wirkungen äussern. Denn es handelt sich hier eben 
um Anderes, als um die isolirten Rechte der Individuen, uro 
manche unveräusserliche Interessen der Gesammlheit, wie 
der Einzelnen. 
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Man hat aus der Masse der Verwaltungssachen einzelne 
Klassen ausgeschieden, bei welchen die Untersuchung und Er- 
wägung jener rechtlichen Seite mit besonderen Formen umgeben, 
Object einer eigentümlichen, auf andere Klassen nicht anwend- 
baren Thätigkeit der Verwaltungsbehörden oder auch besonderer 
hiefür bestellter Behörden sein solle (eigentliche Administrativ- 
justiz). 

1) Es wurden einzelne Gattungen rechtlicher Einzelninte- 
ressen bei Gegenständen der Verwaltung herausgegriffen, welche 
eines besonderen Schutzes innerhalb der sie umfassenden Ver- 
waltungsthätigkeit bedürftig und würdig erachtet wurden, 
z. B. Heimathrechte, Steuerstreiligkeiten. Ein durchgreifendes 
Prinzip ist hiebei nicht zu erkennen und in der That nicht ein- 
zusehen, was gerade nur diese Galtungen vor andern von der 
Verwaltung berührten rechtlichen Interessen voraus haben sollen, 
warum z. B. nicht jede Polizeisache, in welcher nach der Seite 
so wichtiger Einzelnrechte, wie die der freien Bewegung und 
erlaubter Beschäftigung oder des privaten Eigenthums, ordnend 
und beschränkend vorgegangen wird , denselben gleichstehen 
sollte ? 

Nur in den Fällen, wo wirkliche Individualrechte, Privat- 
rechte als solche gegen einander stehen, wie diess bei den im 
Abschnitt C. des ersten Artikels erwähnten Slreitigkeiten über 
Anwendung der Ablösungsgesetze und allenfalls den provisori- 
schen Verfügungen bei Privatrechtsslreitigkeiten der Fall ist, 
werden auch, soviel die factischen Umstände zulassen, die Grund- 
sätze und Formen des Civilprozesscs Platz greifen. Was hier 
zu Gunsten der öffentlichen Seite des Streites besonders ange- 
ordnet ist, das ist, die Berufung einer zur richtigen oder schnel- 
len Entscheidung besonders geeigneten Behörde für diese Streit- 
sachen ; deren innere Natur aber und damit die derselben entspre- 
chende Behandlung wird hiedurch nicht allerirt. 

2) Man hat besonderen Werth darauf gelegt, dass einzelne 
hiehcr gehörige Rechte ausdrücklich in bestimmten Gesetzen 
verliehen sind; weil die Gesetzgebung selbst sie für so werth 
hielt, um sie mit ausdrücklichen Worten zu gewähren, sollten 
sie auch in der Praxis der Verwaltung ihren besonderen Schutz 
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haben, wahrend sonst dem Ermessen der Verwaltung ein grösserer 
Spielraum eingeräumt sein müsse. Im Ganzen trifft hier die 
vorige Gegenbemerkung zu, sorern diesen besonders verliehenen 
Rechten z. B. Wahlrechten, eine grössere Bedeutuug nicht zuzu- 
gestehen ist, als den Vcrwaltungsacten, durch welche die indi- 
viduelle Rechtssphäre über Gebühr beschränkt oder benachtheiligt 
werden kann. Ueberhaupt können durch Verwaltungsgesetze 
einzelne Rechtsverhältnisse der Staatsbürger näher festgestellt 
sein, während andere und wichtigere, wie die sogenannten bür- 
gerlichen oder die natürlichen Rechte der Unterthanen einer be- 
sonderen gesetzlichen Zusicherung oder doch ins Einzelne 
und Tür die Ausführung sie sichernder gesetzlicher Normirung 
entbehren; und doch darf es auch hier nicht an rechtlicher Er- 
wägung und Feststellung fehlen. 

Allerdings aber ergibt die nähere Betrachtung der Vcrwal- 
tungsgesetze wesentliche Unterschiede der Art ihrer Anwendung 
und führt zu weiterer Abgrenzung des Gebiets des Rechtlich- 
Administrativen von dem Rein-Administrativen, welche Begren- 
zung besonders da praktisch ist, wo Jenes besonderen Behörden 
Überhaupt (wie in Frankreich den Präfekturräthcn als den ordent- 
lichen Gerichten in Verwaltungsstreitsachen) oder doch in höch- 
ster Instanz zugewiesen ist. 

a. Bei einem Theil der Verwaltungsgesetze ist die Anwen- 
dung im einzelnen Falle ganz dieselbe, wie die der Privatrechls- 
gesetze d. h. es ist dabei mit Ausschluss von Erwägungen der 
Nützlichkeit, Billigkeit etc. lediglich auf den Sinn des Gesetzes 
zu sehen und die rechtliche Beurtheilung des Falls von der Be- 
hörde hienach zu bemessen. Hier besonders ist sich gegen die 
so oft gehörte Behauptung zu verwahren, dass die Verwaltung 
es nur mit Nützlichem und Zweckmässigem zu thun habe; diese 
Rücksichten sind, wie bei einzelnen nicht aus dem Prinzip der 
Gerechtigkeit allein entwickelten Privatrechtsgesetzen, die ratio 
der Bestimmungen des Gesetzes, sie sind aber hierin erschöpft, 
und die Verwaltungsbehörde hat nur dieselben in ihrem richtigen 
Sinne nach allgemeinen Gesetzauslegungsregeln anzuwenden, wie 
der Richter die Gesetze auf den einzelnen Streitfall in Privat- 
Techts-Verhältnissen anwendet. Zu diesen Gesetzen sind wohl 
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alle zu zählen, deren Tendenz es ist, einzelne in der Verwal- 
tung vorkommende Rechtsverhältnisse erschöpfend zu ordnen, 
namentlich festzusetzen, wem und in welchen Fällen überhaupt, 
gewisse öffentliche Rechte z. B. Wahlrechte, Bürger- und Hei- 
inathrechte zustehen oder unter welchen Bestimmungen und Ver- 
hältnissen gesetzliche Verpflichtungen z. B. Steuern und Militär- 
dienst, die Einzelnen treffen sollen. 

b. Die andere Art von Gesetzen, z. B. die meisten Poli- 
zeigesetze und die Gesetze über Beaufsichtigung der Corpora- 
tionen — enthalten nur gewisse rechtliche Schranken der 
verwaltenden Thatigkeit, Grundsätze und Richtungen, nach wel- 
chen im Allgemeinen Aufsicht und Beschränkung der individuellen 
oder corporaliven Belhätigung stattfinden solle, wobei nicht aus- 
geschlossen ist, dass Einzelnes im Detail festgesetzt sei. Inner- 
halb dieser Schranken greifen administrative Erwägungen, das 
Ermessen der Verwaltungsbehörde nach der einen oder andern 
Richtung Platz ; auch hier kann zwar durch Anrufung der höhern 
Verwaltungsbehörde schon aus Gründen der Zweckmässig- 
keit eine andere Verfügung herbeigeführt werden ; aber das Ob- 
jeet der rechtlichen Beurlheilung, demnach auch der Zuständigkeit 
besonderer Adminislrativjustizbehörden ist nur die Frage: ob 
jene Schranken eingehalten seien, ob keiner der im Eingang 
dieses Artikels angeführten Fälle rechtlicher Beschwerung vor- 
handen sei. Es bleibt daher namentlich die Wahl der Maass- 
regel unter mehreren rechtlich zulässigen, die Entscheidung nach 
einer bestimmten Seite hin überhaupt, wo die Gesetze solches 
ausdrücklich oder der Natur der Sachenach in das Ermessen 
der Verwaltungsbehörde stellen, so namentlich auch die 
Festsetzung von Bedingungen und Vorschriften für eine Ein- 
richtung, welche nach den Gesetzen und der Sachlage ganz 
verboten werden könnte, reine Verwaltungssache. Das Zweck- 
mässige, das als solches von der Behörde erkannt ist, ist hier 
zugleich an sich das Rechte und Richtige, und da hier der ma- 
terielle Gehalt und Werth des Gesetzes nicht sowohl in der Auf- 
stellung einer festen Norm überhaupt, wie in dem Falle zu a, 
als In der Sicherung polizeilicher, staatswirthschaftlicher etc. 
Zwecke der Gesammtheit beruht, so muss auch bei Anwendung 

ZtiUchr. CUr SIMUw. 1856- 3» H«ft. 31 
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dieser Gesetze und bei der Ermittlung ihres Sinnes besonders 
auf die zu Grund liegenden Zwecke gesehen werden '). 

Bei manchen Verwaltungsmaasregeln und Verfügungen kann 
die rechtliche Norm und Schranke zuletzt nur in allgeminen 
Grundsätzen des Staats- und Verfassungsrechts gefunden werden, 
z. B. dass die öffentlichen Aemter Tür alle Befähigten gleich zu- 
gänglich sein sollen, dass kein Monopol zu ertheilen sei. Hier 
ist dann innerhalb dieser allgemeinsten Schranken der Regierung 
und Verwaltung ein solcher Raum gelassen, wobei ein Nachweis 
rechtlicher Beschwerung Einzelner, mithin auch die Eignung der 
Sache zum rechtlichen Urtheil kaum denkbar ist. 

3j Man hat das eigentliche Merkmal von Rechtssachen in 
der Verwaltung darin gefunden, dass sich zwei Parthieen ge- 
genüberstehen, die sich je für ihre widerstreitenden rechtlichen 
Interessen auf das Gesetz berufen , gewöhnlich jedoeh so , dass 
nicht die Staatsgewalt selbst, wo sie Anforderungen an die Ein- 
zelnen stellt, deren gesetzliche Begründung diese bestreiten, als 
Parthie anzusehen wäre, sondern nur mehrere in jener Stellung 
erscheinende Einzelne oder Corporalionen, wo es sich z. B. da- 
von handelt, ob eine öffentliche Last, wie Baulasten, aus öffent- 
lichen Rechtsgründen der einen oder andern Corporation obliege, 
ob eine nachgesuchte Ermächtigung bei geltend gemachten recht- 
lichen Interessen Dritten zu ertheilen sei; wie der Genuss an 
öffentlichen Sachen z. B. an Wasser, zwischen Mehreren zu re- 
geln sei u. s. w. 

Nach der bisherigen Ausführung kann dieses Verhältnis« sich 
gegenüberstehender Privatparthieen nur als ein ausser lieh es in 
Bezug auf die innere Natur der Verwaltungssachen zufälliges er- 
scheinen, das zwar auf das Verfahren einigen Einfluss hat, indem 
natürlich die verschiedenen Parthieen über ihre entgegenstehen- 

1) Hier zeigt «ich besonders, wie ei den Gerichten, welchen Manche 
du Urtheil aber richtige Anwendung der Geietze ansichlieMlich zuweisen 
wollen, an der objektiven — allgemein erkennbaren Norm ihrer Entschei- 
dung fehlt und kein Kenner des Verwallungsrecht«, mit seinen immer wie- 
der auf das Ganze zurückführenden und daraus zu versiehenden Bestimmungen 
wird die Richtigkeit der Entscheidungen gesichert finden, wenn die Anwen- 
dung der Gesetze nach Pfeiffer rechtl. Ansf. VI. 30 ausschliesslich nach 
dem Ausdruck und Bachstaben des Gesetzes geschehen sollte. 
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den rechtlichen Interessen gehört werden müssen, das aber 
keineswegs die ganze Gattung streitiger Verwaltungssachen er- 
schöpft und abschliesst. Wie die Verwaltung als im Einzelnen 
ordnende Macht der öffentlichen Rechtszustände die Gesamrolheit 
oder auch nur eine Hehrzahl von unmittelbar Betheiligten z. B. 
die Einwohner einer Stadt oder eines Districls, bei polizeilichen 
und finanziellen Anforderungen oder Auflagen an Einzelne z. B. 
Bau- und Gewerbs - Unternehmer , in manchen Füllen mittelbar 
zugleich vertritt, indem sie das Gesetz zur Anwendung bringt, 
so dass es nicht nothwendig , aber wohl zulässig ist , dass diese 
unmittelbar Beiheiligten selbst auch als Parthie (im Grunde aber 
als Gehblfen der Behörden*) auftreten, so ist auch ihre Aufgabe 
noch nicht damit erschöpft, dass an gewisse Kreise eine Anfor- 
derung gestellt oder eine Öffentliche Sache zum gemeinen Ge- 
brauch offen gelassen wird, worüber dann den einzelnen Bethei- 
ligten überlassen bliebe, sich um ihren Theil — wie um eine 
Privatsache unter sich — zu streiten, sondern es gilt auch und 
gehört wesentlich zur Ausführung der betreffenden Einrichtung 
und zur Verwirklichung des ihr zu Grunde liegenden Gedankens, 
die einzelnen Pflichtigen und die einzelnen Berechtigten — die 
es im wahren Sinne der Gesetze sind — zu bezeichnen. Be- 
sonders muss es als irrige Auffassung bezeichnet werden, wenn 
die Streitsachen aus dem Abschnitte B. des ersten Artikels — 
im Verhältnisse der Corporationen zu ihren Gliedern — unbe- 
dingt als solche Parthieensacben genommen werden , denn es hat 
theils die Corporation gegen ihre Glieder eine analoge Stellung 
von derjenigen der Staatsgewalt zu den Einzelnen , tbeils bleibt 
ein grosser Theil der hieher gehörigen Verwaltungssachen, wenn 
auch die betreffenden öffentlichen Interessen z. B. die Strassen- 
polizei zunächst dem Kreis der Gemeinde, des Bezirks angehören 
oder überlassen sind, gleichwohl ein Object der Verwaltung, das 
auch die Staats - Behörde nicht als ein ihr fremdes, sondern als 
ein mittelbar ihr untergebenes anzusehen hat. 

Indem daher darauf zurückzukommen ist, dass in materieller 
Beziehung jede Verwaltungssache einer rechtlichen Untersuchung 
und Beurtheilung unterworfen werden kann und muss, wo nach 
bestimmten Gesetzen oder allgemeinen Grundsätzen eine Ueber- 

31* 



468 Ueber Verwaltungsrecht 

schreilung der Gewalten der Verwaltungs-Behörde oder die Be- 
günstigung Einzelner vor Andern geltend gemacht wird, muss 
noch der weitere Fall hinzugefügt werden, dass ein gesetzlich 
vorgeschriebenes oder nach der Natur der Sache wesentliches, 
auf die rechtliche Seite einwirkendes Verfahren nicht einge- 
halten wäre, (z. B. Vernehmung offenkundig Betheiligter bei neuer 
Gewerbsanlage} wodurch möglicherweise das Ergebniss einer ad- 
ministrativen Einwirkung ein anderes wurde, als es bei richtigem 
Verfahren sein konnte. — 

Es ist eine Anschauung recht wohl denkbar, die auf die 
rechtliche Seite der Verwaltungssachen einen so überwiegenden 
Werth legt, dass sie deren Verhandlung und Beurtheilung trotz 
der dringenden Zweckmässigkeitsgründe, ([auf welche diese Ab- 
handlung sich nicht einlässQ trotz des augenscheinlichen Bedürf- 
nisses des praktischen Staatslebens — derjenigen Behörde über- 
tragen wissen will, deren Geschäft auch sonst die Anwendung 
der Rechtsgeselze und deren Organisation eher darauf berechnet 
ist, dass an ihrer Entscheidung nur das Recht — ohne andere 
Rücksichten zu Tage tritt. Einleuchtend ist, dass diess am füg- 
lichsten geschehen könnte, wo nach der oben unter 2. enthalte- 
nen Ausführung in streitigen Vcrwallungssachen nur die recht- 
lich nach bestimmten Gesetzen urtheilende Funktion der 
Behörde einzutreten hat. 

Es hätte also die Staatsverwaltung der nach dem Bisherigen 
ihr natürlich innewohnenden Befugniss und Aufgabe, der 'Aus- 
druck des die Einzelnen in ihrem Verhältniss zum Ganzen und 
zu besondern Kreisen leitenden Gesammlwillens zu sein, sich um 
der Rücksicht willen zu entäussern , dass wo möglich das Recht 
nach der Seite der Individuen — denn dasselbe nach der 
Seite der Gesammtheit zu wahren, traut man der Verwaltung je- 
denfalls zu — geschützter sei oder doch scheine. Hiezu aber 
müsste jedenfalls die Forderung gestellt werden, dass das Recht 
nach beiden Seiten , also auch für die Gesammtheit nach dem 
Bedürfniss ihrer lebendigen und in steter Fortentwicklung be- 
griffenen Wirksamkeit, gewahrt erscheine, dass demnach die ge- 
sammte Rechtsentwicklung und Rechtsorganisation sowohl nach 
der privaten als nach der öffentlichen Seite eine gleichmässig auf 
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nationaler Grundlage sich entwickelnde, beide Richtungen har- 
monisch vereinigende gewesen und geworden ist. Wo das 
Recht vorzugsweise nach der individuellen Richtung sich aus- 
bildete und verhärtete, wo namentlich beim Mangel einer wirk- 
samen, ihrer begrifftuässigen Aufgabe sich bewussten und hienach 
eingreifenden Staatsgewalt, mannigfaltige, dem Ganzen gegenüber 
sich fest abgrenzende und zähe abschliessende Herrschafts- und 
Rechtskreise sich bildeten, da wird auch die partikularistische 
Rechtsanschauung vorwiegen, der Sieg des individuellen Rechts 
als der Triumph des Rechts überhaupt gelten und eine richtige 
Würdigung der Streitfrage nach der Seite der Gesammtheit fehlen. 
Wenn hier im Laufe der öffentlichen Rechtsentwicklungen die 
Staatsgewalt gedrängt ist, einmal ihre Aufgabe mit ungewohnter 
Energie zu erfassen, dann treten jene Conflicte der in ihrem 
Wirken unnatürlich gebundenen Staatsgewalt mit dem richterlichen 
Amte ein, deren Lösung schon vor Alters durch irgendwie be- 
wirkte, aber dann als Pflichtverletzung erscheinende Nachgiebig- 
keit der richterlichen Beamten , besonders (wie schon beim 
Reichskammergerichte zu Zeiten Karls V.) auf dem Wege einer 
„Reinigung" der Gerichte von Männern entgegenstehender Ueber- 
zeugung angestrebt, deren richtigere und würdigere Lösung aber 
(schon vor 1789 ') darin gefunden wurde, dass man der Ver- 
waltung mehr und mehr ihren natürlichen Antheil an der Recht- 
sprechung überwiess. Es wird, an der Zeit sein, diese Bildung 
statt sie mit einseitiger und ungeschichtlicher Auffassung als eine 
„Erfindung" und als ein sich selbst widersprechenhes Unding hin- 
zustellen, vielmehr als eine nothwendige Entwicklungsstufe zu 
begreifen, wobei es nur darauf ankommt, die sehr erklärlichen 
Ausschreitungen und Auswüchse zu entfernen. 



1) Neues tens bat A. v. Tocqueville dargethan, wie die Idee der Admi- 
nistrativjustitz dem allen Regime angehörte , wie Streitigkeiten , wobei dai 
Öffentliche Interetse in Frage stand, erat im Wege der Evocation von 
den Gerichten, «odann durch ausdrückliche Bestimmungen der Edicte, vor 
das Forum dea Geheimenrathea gezogen wurden. In Deutschland hat ohne- 
bin, von wenigen Lindern und vom Reichskammergericht abgesehen, daa 
eine gana andere Stellung, als die gewöhnlichen Gerichte einnahm — die 
Competenz dei Verwaltung für Polizei, Steueraachen etc. von jeher bestanden. 
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Die rechtliche Function der Behörden in Verwaltungssachen 
ist, wie die der Gerichte 

a. eine dem Unrecht vorbeugende z. B. durch Aufforderung 
zu Geltendmachung rechtlicher Interessen dritter, wo solche ir- 
gend vermuthet werden, aber noch nicht bekannt sind, durch 
Aufnahme von genauen Beschreibungen bei neuen Wasserwerks- 
anlagen, um bei Ueberschreitungen und Streitigkeiten eine sichere 
Grundlage zu haben; 

i. eine im streitigen Falle untersuchende und nach den Ge- 
setzen entscheidende. 

Es spricht sich aber der Gedanke der öffentlichen Verwal- 
tung, die Norm rechtlicher Ordnung der Beziehungen des Ein- 
zelnen zum Ganzen, nicht blos in Gesetzen aus, sondern es 
stehen diesen gleich 

1) die innerhalb allgemeiner von Verfassung und Gesetzen 
aufgestellter Grundsatze oder in dem der Begierung als ordnender 
Gewalt an sich zustehenden Wirkungskreise (pouvoir reglemen- 
taire) erlassenen Verfügungen und Instructionen, z. B. 
Schifffahrtsordnungen, Prüfungsordnungen, Instructionen Tür die 
Erledigung von Gesuchen um Ermächtigung zu einzelnen Ge- 
werben, für Handhabung des Aufsichtsrechls in bestimmten Be- 
ziehungen über Corporationen. Diese Anordnungen allgemeinen 
Inhalts bilden, zumal wenn sie mit dem zustimmenden Gutachten 
der höchsten (gewöhnlich auch mit der Ausübung der Verwal- 
tungsjustitz in höchster Instanz betrauten) Staatsbehörde vom 
Begenten selbst oder auf dessen Befehl erlassen sind, eine bin- 
dende Norm für die rechtlich nur einzelne Falle entscheidenden 
Behörden. Sie stellen zwar nicht nur Bechtssälze und Verpflich- 
tungen auf (was nur durch Gesetz geschehen kann), aber sie 
specialisiren die geltenden allgemeinen Sätze Tür die Anwendung 
und sichern die gleiche rechtliche Behandlung der vorkommen- 
den Fälle. 

2) Innerhalb der gleichen Schranken bestehen als 
eine Art Gewohnheitsrecht und an der Stelle solcher ausdrück- 
licher Festsetzungen gewisse Verwaltungsregeln, welche 
je nach den in einem Lande zeitweise gemachten Erfahrungen 
sich festsetzen und z. B. in den gesetzlich zulässigen Grenzen 
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eine mehr oder minder strenge herrschende Ansicht in Bezug 
auf polizeiliche Beschränkungen bei Bauwerken, gewerblichen 
Unternehmungen etc. mit sich bringen. 

3) Da es bei der Verwaltung wesentlich auf das materiell 
Richtige ankommt und nach der Forderung rechtlicher Gleichheit 
und der Einheit des öffentlichen Rechts die allseitig gleiche Be- 
urteilung in gleichen Fällen zu erstreben ist, so muss die Un- 
terbehörde die Entscheidungen der höchsten Behörde für 
andere Fälle derselben Art massgebend finden, sich hieran als 
ein auf die sorgfälligste und übersichtlichste Erwägung gegründe- 
tes Weisthum des Rechts, gebunden erachten. Es handelt sich 
ja in den meisten Fällen gleichsam um eine Forderung der Ge- 
sammtheit an die Einzelnen, deren Umfang und Gehalt, wie er im 
einzelnen Falle durch die oberste Behörde bemessen wurde, auch 
für weitere Fälle gleich sein muss. Es ist daher auch zulässig, 
dass in wichtigen Fällen, die sich leicht wiederholen, für das 
Ganze eine höhere Bedeutung haben, die rechtliche Ansicht der 
höchsten Behörde zum Voraus und ohne dass ein Fall in der 
gewöhnlichen Instanzenordnung an sie gebracht ist, eingeholt 
wird. Der obersten Verwaltungsbehörde liegt es ob, für gehörige 
Bekanntmachung solcher Entscheidungen zu sorgen. — 

Es sollen nun die eigentümlichen, aus der Natur der strei- 
tigen Verwaltungssachen folgerecht sich ergebenden Grundsätze 
des Verfahrens darzustellen versucht werden. Dabei ist zuvörderst 
die Meinung abzuweisen, als ob es sich wesentlich nur um ein 
summarisches Verhandeln ond Entscheiden handelte, da es doch 
an wichtigeren, eine weitläufe und gründliche Untersuchung 
fordernden Streitsachen keineswegs fehlt und überall mindestens 
das Thatsächliche sich klar herausstellen muss. Auch ist eine 
umfassende Belehrung aus den Ordnungen des ehemaligen Reichs- 
kammergerichts, das doch mit Gegenständen des öffentlichen Rechts 
vorzugsweise zu thun hatte, nicht zu schöpfen, indem darin eine 
schwerfällige civilprozessualische Anschauung durchaus vorherrscht 
uud nur die eben vom öffentlichen Bedürfniss geforderten Ab- 
weichungen und ausserordentlichen Verfahrensarten desselben eine 
nähere Beziehung hieher haben. 
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I. Die Behörden. 

1) Die Zutheilung der Entscheidung streitiger Verwaltungs- 
sachen an die verschiedenen Verwaltungsbehörden wird davon 
abhängen, dass einerseits Tür die Richtigkeit der Entschei- 
dungen je nach der verschiedenen technischen Beschaffenheit der 
einzelnen Gattungen von Streitsachen und der einzelnen Behör- 
den inwohnenden Kenntniss derselben, möglichste Gewähr gebo- 
ten, andererseits zum Zweck des geordneten und ungehinderten 
Fortgangs der Verwaltung die thunliche Förderung der Ent- 
scheidungen besonders durch Bereitschart der Mittel zur Unter- 
suchung und des auf Anschauung und Uebung begründeten 
Urtheils bewirkt werde. 

Für die Entscheidung der unter Abschnitt A. des ersten 
Artikels fallenden Streitsachen sind jedenfalls die verschiedenen 
Staatsbehörden, je für ihren Zweig, in der Weise berufen, 
dass in der Regel der ausführende Einzelbeamte in erster In- 
stanz, weiterhin aber kollegialisch gebildete Behörden entschei- 
den. Insbesondere ist kein Ansland zu nehmen, auch die Finanz- 
behörden in denjenigen Fällen zuständig zu machen, wo es 
lediglich darauf ankommt, die öffentlichen Abgaben richtig zu 
vertheilen, nachdem die zu erhebende Summe voraus fest be- 
stimmt ist, während andere der Sache nahestehende Verwaltungs- 
behörden da zu entscheiden hätten, wo es sich zugleich um einen 
Mehr- oder Weniger-Bezug für die Staatskasse handelt , da hier 
von dem Finanzbeamten, als gleichzeitigen Vertreter der individuell- 
rechtlichen Interessen der Staatskasse eine unparteiische Wür- 
digung weniger zu erwarten ist; hier, aber auch nur hier, könnte 
von einem judex in proprio causa gesprochen werden. . 

In manchen unter Abschnitt B. des ersten Artikels fallenden 
Streitsachen, welche sich in mehr örtlicher Bedeutung halten, kann 
die Entscheidung füglich zunächst in die Hände von Bezirkskreis- 
ausschüssen gelegt werden, welche aus intelligenten Männern des 
praktischen Lebens gebildet sind. 

In manchen wichtigeren besonders eingreifenden oder auf 
das Ganze influirenden Sachen wird die Entscheidung der obern, 
oder mit dem Rechtsmittel der Revision, der höchsten Behörde 
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selbst vorbehalten sein. Als höchste Instanz aber eignet sich 
und bildet die "beste nach den Verhältnissen und Eigentümlich- 
keiten der Verwaltungsslreilsachen zu erreichende, daher auch 
hoch zu schützende Gewähr des Rechts eine Behörde (Geheimer- 
rath, Staatsrat!)), deren Mitglieder mit dem Gedanken der öffent- 
lichen Verwaltung vertraut , zum Theil die unbefangene Stellung 
ausserhalb der activen Verwaltung einnehmen, zum Theil an die- 
ser selbst Theil nehmen und die Anschauung und Erfahrung 
ihres ordentlichen Berufs und des Bedürfnisses der praktischen 
Verwaltung mit sich bringen '}. 

2) Für die Zuständigkeit im einzelnen Falle wird in der 
Regel die Gelegenheit der Sache maassgebend sein, so dass z. B. 
bei Klagen, die aus dem Gemeindeverband gegen Einzelne er- 
hoben werden, die Zugehörigkeit der Gemeinde, nicht der Wohn- 
sitz des Beklagten in Betracht kommt ; 

3) ein Ausschluss des gesetzlich zuständigen Beamten auf 
Grund des Histrauens der Beiheiligten ist unstatthaft, als unver- 
einbar mit der Ordnung der Verwaltung. Nur da würde solcher 
Platz greifen, wo der betreffende Beamte als mit seinem indivi- 
duellen Rechtskreise betheiligt erscheint, wie diess besonders 
auch da vorkommen kann, wo den Beamten die Theilnahme an 
gewerblichen Unternehmungen frei steht; 

4) mit Vorbehalt dessen, was die vorhin gegebene Ausfüh- 
rung über die den Gesetzen gleich zu haltenden Entscbeidungs- 
quellen, für das Verhaltniss der Ober- zu den Unterbehörden 
ergibt, muss auch hier eine geregelte Instanzenordnung bestehen, 
so dass die Oberbehörde nicht im einzelnen Falle ein der 



1) Nur in billigen ist, wa* Pfeiffer a. a. 0. III. 181 $. 3 gegen denVor- 
fcblag von Verwaltungsgertehten , die aus Juatitz- und Verwaltungsbeamten 
zusammengesetzt wären, vorbringt, eine Einrichtung, die nach allem oben 
Ausgeführten— weder kalt noch warm ist, weder das strenge Recht, noch 
die Verwaltung befriedigt. Die gründliche Beschäftigung mit der Privatrechts- 
wissenschaft hat auch für die Verwaltungsbeamten, die mit dem Recht zu 
tbun haben, einen vorwiegend nur formellen, immerhin als solchen aber 
sehr zu schätzenden Werth, die Hauptsache ist die gründliche Kenntniss des 
Verwaltnngsrecbts mit seinen Motiven und seinem Zusammenhang und sei- 
ner Beherrschung durch die obersten Grundsitze der Verfassung — und der 
durch den ganzen Geist einer Verwaltung genährte Rechtssino der Beamten. 
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zuständigen Unterbehörde vorgreifendes Urlheil aussprechen 
darf'). 

II. Die Verhandlung (Untersuchung). 

1) Eine Verwaltungsstreitsache entsteht und wird anhängig 

a. wenn von dein betheiligten Einzelnen oder der betheilig- 
ten Corporation unter Berufung auf das Gesetz Widerspruch 
oder Einrede erhoben wird , gegen die von der Verwaltungsbe- 
hörde im Interesse der Gesammlheit getroffene Verfügung, sei 
diese nun in einem ohnehin von Amtswegen vor sich gehenden 
Verwaltungsact, z. B. der Festsetzung der Wählerliste, der Steuer- 
ansätze, auch auf Wahrnehmung von Polizei -Officianten — 
oder aber auf Klage (eigentlich Anzeige) eines, unmittelbar be- 
theiligten Dritten z. B. bei Verfügung der Entfernung einer Bau- 
einrichtung , eines gefährlich aufgesetzten Holzvorraths etc. erfolgt. 
Jener Widerspruch kann aber von doppelter Art sein: 

aa. indem bestritten wird, dass die Verfügung an sich 
gesetzlich begründet, dass z. B. die Auslassung eines Bürgers, 
der sich für wahlberechtigt hält, dass die Beiziehung gewisser 
Vermögensobjecte zur Steuer an sich oder in der festgesetzten 
Grösse gesetzlich sei; 

bb. indem ein Anspruch auf eine au sn ahm s weise Behand- 
lung, auf ein im Gesetz begründetes Privilegium z. B. Militär-, 
Steuerfreiheit — erhoben wird, welcher Anspruch, wenn auf in- 
dividuellen erst nachzuweisenden Verhältnissen beruhend, von der 
Verwaltung in der Begel nur dann anerkannt und berücksichtigt 
werden darf, wenn er durch besonderes Erkenntniss festge- 
stellt ist; 

6) wenn entweder bei entgegenstehenden rechtlichen Ein- 
zeln - Interessen , namentlich bei Benutzung von Gegenständen 



1) Würltb. Verf.-Urk. §. 36. „Jeder bat das Recht, über gesetz- und 
ordnungswigrides Verfahren einer Staatsbehörde bei der unmittelbar 
vorgesetzten Stelle schriftliche Beschwerde zu erheben und nöthigenfalls 
stufenweise bis zur höchsten Behörde zu verfolgen." — K. Verordnung 
vom 28. Juni 1823 I. $. 7. Nachstehende Gegenstände werden den Ober- 
änitern zur Entscheidung in der verfassungsmässigen Instanzen- 
Ordnung zugewiesen etc. 
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öffentlichen Gebrauchs , der Eine oder Andere sich beeinträchtigt 
glaubt, und die amtliche Hilfe anruft, sei es 

aa. dass gegen eine neue Einräumung und Ermächtigung 
Einspruch erhoben odei 

bb. über das Haas und die Art des Gebrauchs zwischen 
Mehreren ein Widerspruch besteht, 

oder wenn die Grenzen der Wirkungskreise und der öffent- 
lichen Verpflichtungen zwischen mehreren Corporationen strei- 
tig sind; 

c) wenn von Einzelnen in ihrem Verbältniss zu einer öffent- 
lichen Corporation ein von den Vertretern der letztern nicht 
anerkanntes Recht z. B. ein Bürgerrecht verfolgt werden will, 
oder es sich überhaupt darum handelt, derlei Verhältnisse bei 
Widerstreit der Körperschaftsvertreter gesetzlich zu ordnen; 

2) nach dieser Verschiedenheit der Fälle kann auch nicht 
allgemein bestimmt werden, von welchem Inhalt nothwendig das 
die Verhandlung veranlassende Vorbringen einer streitigen 
Sache sein muss. Es kann kein bestimmter Antrag ver- 
langt werden, wo es dem Betheiligten überhaupt darum zu thun 
ist, die rechtliche Begründung einer ihn beschwerenden Maassregel 
oder die rechtliche Begrenzung seiner Befugnisse gegen andere 
zu erlangen '). Auch die Richtung des Vorbringens gegen b e- 
stimmteBeklagte fallt weg, wo es im Allgemeinen aufAus- 
mrttlung und Ordnung eines Rechtsverhältnisses ankommt z. B. 
bei Ausmittlung eines Heimathrechts und es kann hier auch die 
Ordnung des Rechtsverhältnisses von Amtswegen eingeleitet 
werden , z. B. bei einem ergriffenen Heimathlosen. Nicht selten 
sind zu einem Vorbringen , das eine Rechtsentscheidung herbei- 
führt, gesetzliche Notfristen gegeben , z. B. beim Anspruch auf 
Militärfreiheit, oder es wird, wenn die Verwaltung eine die 
rechtlichen Interessen der Einzelnen berührende Maassregel zu 
vollziehen in die Lage kommt, wobei ihr immer die Vermuthung 
der rechtlichen Begründung zur Seile steht, zur Wahrung der 
rechtlichen Einzeln-Interessen ein Termin zur Vorbringung 
der Weigerungsgründe — die dann als Einleitung zur ordentlichen, 

1) Vergl. Reichsabschied von 1551. $. 31, 32 bei Emminghaus S. 232. 
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rechtlichen Untersuchung der Sache dient — gegeben (bedingter 
Mandatsprozess des deutschen Reichskammergerichts); 

3) eine vorher im Wege des administrativen Geschäftsgangs 
behandelte Sache wird durch eine der unter 1. aufgezählten Ver- 
anlassungen zur streitigen Rechtssache und zwar muss diess in 
den Fällen von 1. a., aa., darin hervortreten, dass das Vorbringen 
des betheiligten Einzelnen actenmässig gemacht und dass nöthigen- 
falls (wenn nämlich demselben nicht klare und einfache Gesetzes- 
bestimmungen entgegenstehen, auf welche blos zu verweisen wäre) 
nach etwa erforderlicher weiterer Verhandlung ein neuer mit 
Gründen versehener, jenes Vorbringen würdigender Beschluss 
aufgenommen wird; 

4) aus der ganzen bisherigen Ausführung wird sich von 
selbst ergeben, dass das weiter nothige Verfahren, das auf Her- 
stellung des materiellen Thatbestandes gerichtet ist und das 
wirkliche Sachverbfiltniss als Grundlage einer materiell 
richtigen Entscheidung in einer öffentlichen Sache zu ermitteln 
die Aufgabe hat, ein in der Hauptsache offizielles, von den An- 
trägen der Betheiligten im Allgemeinen unabhängiges sein muss. 
Besonders ist 

a. von der Behörde zunächst zu verlangen, dass sie alle 
öffentlichen D oc um ente und Actenstücke, namentlich die 
etwa früher in derselben Sache oder in einer zusammenhängen- 
den aufgenommen worden, im Original oder in Copieen und Aus- 
zügen zur vorliegenden Streitsache beibringt, ohne dass damit 
ein unbedingtes Recht der Betheiligten auf Einsicht solcher Ac- 
ten, welche im öffentlichen Interesse aufgenommen erscheinen 
(namentlich der Amtsberichte), zugestanden werden kann; ein 
Recht dieser Art kann nur in Beziehung auf diejenigen Acten 
bestehen, welche gerade die individuelle Seite einer Sache 
allein angehen, unter Mitwirkung der Betheiligten oder zu ihrer 
Belehrung aufgenommen wurden, oder ohne welche diese Rich- 
tung überhaupt nicht vertheidigt werden kann. Jede öffentliche 
Behörde wird der competenten Verwaltungsbehörde hiebei an die 
Hand zu gehen verpflichtet sein; 

b. ebenso muss Augenschein von der Behörde selbst 
eingenommen oder besonderen Sachverständigen übertragen und 
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von diesen Gutachten eingezogen werden, wo diess vorgeschrieben 
ist oder nach Ansicht der Behörde zur Aufhellung des Thatsäch- 
lichen dienen kann. Nicht selten sind die betreffenden Sachver- 
ständigen zum Voraus für alle Falle bestimmter Gattung und aus 
der Classe der Staatsbeamten selbst, durch höhere Verfügung 
bestellt, so dass eine Wahl überhaupt nicht Platz greift; auch wo 
diess nicht der Fall ist, kann aber den beiheiligten Einzelnen 
wenigstens in den Fällen die unter 1 a benannt sind, kein Recht 
auf Wahl der Sachverständigen eingeräumt werden, da ihnen zu- 
nächst das Vertrauen der auf Herstellung des wahren Thatbe- 
standes ausgehenden Verwaltungsbehörde erforderlich ist; 

c. besonders ausgedehnt muss das Fragerecht der ver- 
handelnden Behörde aufgefasst werden, sofern nach der Natur 
des Verwaltungsrechts dessen Anwendung im Einzelnen weniger 
durch specielle Gesetze geregelt ist, häufig die relevanten That- 
sachen von der Behörde erst den Betheiligten an die Hand ge- 
geben werden müssen. 

d. Es ist nach dem Vorgetragenen nicht minder einleuchtend, 
dass die betheiligten Einzelnen auf Theile des Verfahrens, durch 
welche die Sache aufgeklärt oder Material hiezu gewonnen wer- 
den kann, nur in soweit mit rechtlicher Wirkung verzichten 
können, als hiebei lediglich ihr individuelles Interesse im Spiele 
ist. Es folgt daraus, dass von dieser seilen allein stehenden 
Seite abgesehen, gegen sie selbst ein dir e et er Zwang zur 
Abgabe von Erklärungen, Beibringung von Zeichungen etc. statt 
finden kann. Ohne bestimmte gesetzliche Vorschriften können 
keine Notfristen im Verfahren der Verwaltungsbehörde gegeben 
werden, deren Versäumniss die Ausschliessung von Einreden, Be- 
weismitteln zur Folge hätte ; statt dieser im Civilprozesse anwend- 
baren Folge des Ungehorsams tritt eben jener Zwang ein. Wohl 
aber darf ein Verzicht angenommen werden, wo abf erlassene 
Aufforderung keine Erklärung oder Einwendung erfolgt, in einem 
Stande der Dinge, wobei zu Erhaltung einer Sache, Abwendung 
von Gefahr etc. nothwendig etwas ohne weiteren Verzug ge- 
schehen muss. 

5} Soweit es der Behörde zur Aufklärung des Thalbestands 
und zu richtiger und vollständiger Ordnung eines 
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Rechtsverhältnisses nölhig erscheint, sind auch Dritte 
zu Vorbringung dessen, was sie von ihren besonderen Interessen 
aus geltend zu machen wissen, aufzufordern, worüber dann die 
Entscheidung sich auch erstreckt und ohnehin sind die geeigne- 
ten Personen über ihre Kenntniss von sachlichen Verhaltnissen 
zu vernehmen; 

6} von selbst beantwortet sich hienach die Frage, ob hier den 
einzelnen Beiheiligten eine Beweislast obliege. Im Allgemei- 
nen kann von einer solchen nicht gesprochen werden, wo es nicht 
gilt, für ein nicht anerkanntes Einzelnrecht den Staatsschutz zu 
erlangen, dessen Ertheilung natürlich vor Allem vö*n dem Beweis 
der Existenz dieses Rechts abhängig sein muss, wo vielmehr 
theils das im Rechtsslaate natürliche Verlangen Platz greift, dass 
die bezweifelte rechtliche Begründung einer auf die individuelle 
Rechtsphäre einwirkenden Verfügung für Zwecke der Gesammt- 
heit jederzeit nachzuweisen ist, theils die kein Privatrecht be- 
rührende Einordnung der Einzelnen und der Corporationen in das 
Gefüge des Ganzen und der bestehenden besondern Kreise öffent- 
lichen Lebens an sich Aufgabe der öffentlichen Verwaltung ist. 
Es kann auch das Geständniss nur in der Richtung wirksam 
erscheinen, welche lediglich das individuelle Interesse des Be- 
treffenden berührt, wie diess namentlich der Fall ist, wo der 
Werth der Sache auf ein Geld-Interesse hinausläuft. Häufig 
ist, was nicht aus öffentlichen Acten erhellt und deshalb schon 
von Amtswegen zu berücksichtigen ist, auf dem Wege des Au- 
genscheins, durch Gutachten Sachverständiger zu ermitteln. Eine 
besondere Verbindlichkeit der betheiligten Privaten und Corpora- 
tionen in Bezug auf Beibringung von Beweismitteln wird aber 
auszusprechen sein 

a. für die Fälle, wo dieselben ein von der Regel abweichen- 
des Rechtsverhältniss für sich beanspruchen, das nicht als ein an 
sich gesetzlich bestimmtes von Amtswegen wahrzunehmen ist — 
wie etwa die Freilassung des Einkommens bis zu einer gewissen 
Grösse von der Steuer, wo vielmehr die Behörde im Zweifel die 
Mittel suchen muss, das Vorhandensein des grösseren Einkom- 
mens darzuthun — sondern auf besonderen individuellen Verhält- 
nissen beruht, deren Nachweisung Überhaupt erst zu erwarten 
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ist, ehe die Behörde sich darauf einzulassen hat, wie die Militär— 
Privilegien und die Steuerexemtionen , die sich z. B. auf Wid- 
mung eines Vermögensteils für öffentliche Zwecke gründen. 

6. wenn behauptet wird, dass das im ordentlichen administra- 
tiven Verfahren der Behörde in Anwendung der durch Gesetz und 
Instructionen gegebenen Mittel, namentlich der öffentlichen Bücher, 
festgestellte Sachverhältniss ein unrichtiges sei ; denn diese nach 
der Erfahrung in der Regel zum richtigen Ergebniss führenden 
und hierauf berechneten Mittel begründen eine Vermuthung für 
die Behörde und ihr Resultat ist, bis zum Nachweis des Gegen- 
teils, als richtig anzunehmen. So wird ein Steuerpflichtiger, dem 
auf Grund der öffentlichen Bücher ein Vermögensobject zuge- 
rechnet ist, den Nachweis liefern müssen, dass dasselbe gesetz- 
lich von einem Andern zu versteuern sei und der Gewerbsinhaber, 
dessen Steuerkapital nach der erfahrungsmassig bekannten Aus- 
dehnung des Geschäfts und anderen der Behörde zu Gebot stehenden 
Mitteln festgesetzt ist, wird zum Zwecke einer Herabsetzung seine 
Geschäftsbucher vorlegen müssen, deren Einsiebt sonst von der 
Steuerbehörde nicht verlangt zu werden pflegt. Aber auch in 
diesen Fällen ist es als Obliegenheit der zu Ermittlung des wah- 
ren Sachverhalts ausgehenden Behörde zu erklären, dass sie den 
Betheiligten nicht nur die Quellen bezeichne, aus welchen sie die 
ihnen erforderlichen Nachweise werden schöpfen können, sondern 
dass sie auch schon nach Wahrscheinlichmachung des 
Anspruchs oder der Behauptung diesen Quellen selbst nachgehe. 

7) Im Interesse der Ermittlung des wahren Sachverhalts und 
ohne besonders vorgeschriebene gesetzliche Fristen ist jeden- 
falls bis zur Entscheidung die Vervollständigung der Un- 
tersuchung und der Beweise des Thatsächlichen immer zugelassen 
und geboten. 

Da es ferner dem Zwecke des Verfahrens völlig genügt» 
dass die zur Entscheidung kompetente Behörde sich hinsichtlich 
des Thatsächlichen denjenigen Grad von Ueberzeugung verschafft 
hat, auf welche ein den wahren Sachverhalt entsprechendes Er- 
kenntniss sich gründen kann, so ist die Vernehmung des Betheiligten 
über den Erfund öffentlicher Acten, des Augenscheins und des 
sachverständigen Gutachtens nur dann geboten, wenn die Behörde 
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selbst nach den Umständen des Falls hieraus einen weiteren Ge- 
winn für die Aufklärung der Sache erwarten kann, ein Fall, der 
besonders da zutreffen wird, wo in einem Streite, bei dem meh- 
rere Einzelne mit entgegenstehenden rechtlichen Interessen be- 
theiligt sind, die Vorbringen und Beweise je von dem einen 
Theil und für dessen besonderes Interesse ausgehen, welche dann 
in der Regel durch die Vernehmung des andern Theils ihren 
rechtlichen Werth bestimmter hervorkehren werden. 

III. Die Entscheidung und die Rechtsmittel. 

1) Nicht selten ist es, dass in streitigen Verwaltungssachen 
ohne Verhandlung oder ehe solche beendigt ist, eine Verfügung 
getroffen und sofort vollzogen werden muss, damit das öffentliche 
Interesse gewahrt, namentlich wahrscheinlicher Gefahr begegnet 
sei z. B. durch vorläufige Schliessung eines Gewerbewesens, 
Entfernung einer den Wasserlauf hemmenden Einrichtung, selbst 
Anordnung der Vornahme eines nothwendigen Bauwerkes '). Es 
muss hiebei die Gefahr mindestens wahrscheinlich gemacht sein, 
umsomehr je eingreifender die Verfügung ist, welcher wo mög- 
lich ein summarisches Verfahren durch Vernehmung der Beihei- 
ligten und sachverständige Begutachtung vorangehen sollte, vor- 
behaltlich immer der endlichen Feststellung des Rechtsverhältnisses 
im gewöhnlichen Wege. Diese provisorische Verfügung ist bei 
veränderten Umständen abzuändern, sofern nicht der belästigte 
Theil sich dabei beruhigt und Gründe des öffentlichen Interesse 
die Aenderung nicht fordern. 

2) Da das Ergebniss der Untersuchung einer streitigen Ver- 
waltungssache nicht aus blossen Verhandlungen unter den Par- 
thieen, sondern wesentlich und hauptsächlich aus eigentlichen 
Amtshandlungen hervorgeht, so muss die darauf gestützte Ent- 
scheidung auch einen über die im Streite aufgetretenen Indivi- 



1) Nach dem Reichsabschied von 1611 konnte anf Instandsetzung rui- 
noier Wege, Brücken, SchiffstraMen, durch Mandmlum »ine elauttUa er- 
kannt werden, wenn die Banverbindlickkeit zwischen mehreren Landesregie- 
rungen etc. bestritten war. 
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duen hinausgehenden Werth haben. Namentlich wirkt dieselbe 
auf solche Dritte, welche als offenkundig oder möglicherweise 
betheiligt, bei Beginn des Streits zu Vorbringung ihrer besonde- 
ren rechtlichen Interessen aufgefordert wurden und solcher Auf- 
forderung nicht nachgekommen sind '); sie geniessen auch die 
Vortheile einer Entscheidung, welche ohne von ihnen hervor- 
gerufen zu sein, in ihren Folgen von selbst auf sie einwirkt, 
z. B. wenn bei mehreren Wasserwerks-Berechtigten dem Einen 
auf Klage nur eines Zweiten eine Beschränkung auferlegt wird. Da- 
gegen muss auch solchen Dritten, welche weder vernommen, noch 
zu Anbringung ihrer rechtlichen Interessen aufgefordert wurden, 
freistehen, dieselben später noch gellend zu machen, nachdem 
die Entscheidung gegen die Nächslbelheiligten vollziehbar gewor- 
den, jedoch noch unvollzogen, wenn die betreffende Einrichtung 
z. B. ein reines Gewerbeetablissemcnt, noch nicht ins Leben ge- 
treten ist (die tierce-opposilion des französischen Rechts}. Dieser 
Fall kann um so leichter eintreten, je weniger zum Voraus mit 
Sicherheit die Betheiligten erschöpfend zu bezeichnen sind, indem 
z. B. die Wirkung einer neuen Wasserwerksanlage, einer Fabrik 
mit schädlichen Ausdünstungen sich nicht ihrem ganzen Umfang 
nach vorausberechnen lässt, oder je leichter zuerst bei der Be- 
hörde eine irrige Ansicht hierin obwalten kann "). 

3) Gegen die Entscheidungen der Unterbehörde müssen den 
beiheiligten Einzelnen die Rechtsmittel des Recurses an die höhere 
und die Nichtigkeitsbeschwerde offen stehen, wovon jenes, wie 
das entsprechende civilprozessualische Rechtsmittel — in Sachen 
die sich nach Geld werthen lassen,- bezüglich der Wiederholung 
und des Werthbetrags, bei dem es weiterhin stattfindet, beschränkt 
werden mag. Als Betheiligte sind alle zu erklären, welche bis- 



1) Wie bei den Popularklagen des roro. Rechts f. 3, pr. D. 47, 23. 

2) Ein ähnlicher Fall ist es beim Anspruch auf ein bestimmtes Bürger- 
recht, den der betreffende Einzelne fallen lassen kann oder der ihm aber- 
kannt wird, während die nachher eintretende Ausmittlung einer Heimath — 
wobei eine dritte Gemeinde in Frage kommt, und das Verhältnis» neu unter- 
sucht wird, jenes Bürgerrecht doch als gesetzlich begründet herausstellt, das 
dann auch tu Abwehr rechtlicher Beschwerung jener dritten Gemeinde wie- 
der zugesprochen werden muss. 

Ztlltcht. far SluUw. 1856. 8« Hell. 32 
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her am Streite irgendwie Theil genommen und Grund zu recht- 
licher Beschwerde haben und diese seihst erfordert nichts weiter, 
als was zum Beginn des Streites erfordert wurde, es genügt mit 
der Erklärung, sich rechtlich beschwert zu finden, eine neue 
Prüfung der Sache durch die Oberbehörde zu verlangen '). 

Aber auch die Staatsverwaltung selbst muss gegen Beein- 
trächtigung des Rechts der Gesammtheit durch Entscheidungen 
der Unterbehörden geschützt sein und dies geschieht durch das 
Recht der Oberbehörde, theils die Entscheidung der vorigen In- 
stanz, gegen die eines der genannten Rechtsmittel eingelegt wird, 
auch zum Nachtheile des Beschwerdeführers zu ändern, theils 
eine sonst im Wege des administrativen Geschäftsgangs zu ihrer 
Kennlniss gelangende rechtliche Entscheidung von Amtswegen 
zu reformiren. Von dieser Befugniss aber wird, um der Rechts- 
sicherheit und des Ansehens der Unterbehörden willen, be- 
sonders da kein Gebrauch zu machen sein, wo entweder die 
Entscheidungs-Normen zweifelhaft sind, mithin jedenfalls nicht 
gegen klares Reht Verstössen ist, oder aber es sich ohne wesent- 
lichen Nachtheil für's Ganze nur um einen einzeln stehen- 
den Fall handelt. Für die Zukunft, kann dann auf die oben 
S. 471 bei den Entscheidungsquellen angeführte Weise vorgesorgt 
werden. 

Die der höheren Behörde etwa nothwendig scheinende Er- 
gänzung der Untersuchung, namentlich über die unbedingt zu- 
lässigen Nova, und die nach II. 7 etwa nöthig oder zweckmässig 
erscheinende Vernehmung der andern Betheiligten hierüber etc. lässt 
dieselbe durch die erstenlscheidende Unterbehörde vornehmen. 

4} Der Beschwerde gegen eine Verfügung der Ünterbe- 
hörde kann eine den Vollzug verschiebende Wirkung versagt 
werden *_) . 

a. wo die abgestellte Einrichtung , Unternehmung entweder 
gegen klare Gesetzes verböte verstösst, oder, ohne ausdrücklich 



1) Einfach ad acta priora »ubmittiren. i. R. A. §. 65. Ueberhaupt iit 
anch die Oberbehürde in keiner Weite an die Anträge der Beiheiligten ge- 
bunden. 

3) Vergleiche R.KammerG.O. v. 1555 II. 23 und Viait.Abichied von 
1713 J. 9. 
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im Gesetz Tür unzulässig erklärt zu sein, unmittelbar einen nicht 
leicht wieder gut zu machenden Schaden wahrscheinlich verur- 
sachen würde, oder aber mittelbar gefahrdrohend durch wahr- 
scheinliche Veranlassung von Störungen der öffentlichen Ruhe 
und Sicherheit erscheint; 

b. wo die auferlegte Leistung theils im klaren Gesetze 
und nach öffentlichen Dokumenten begründet ist, theils deren 
Aufschub den ordentlichen Gang der Verwaltung hemmen, das 
öffentliche Interesse gefährden würde. 

Nach Umständen kann dem Beschwerdeführer der sofortige 
Nachweis seiner Beschwerdegründe oder Aufschub gegen Sicher- 
heitsleistung eingeräumt werden. 

5) Im Allgemeinen kann übrigens eine Rechtskraft der 
Entscheidungen von Verwaltungssachen (ohnehin dem Grundsatz 
der materiellen Wahrheit und der Förderung der Entscheidungen 
gemäss gar nicht bei blosen Zwischenbescheiden} im Sinne des 
Civilprozesses nur mit Vorbehalt anerkannt werden, die Natur 
dieser öffentlichen Verhältnisse sträubt sich gegen jede formell 
bindende, stetig wirkende Ordnung; es muss der Weg möglichst 
offen bleiben, jederzeit das materiell wahre Recht darin an die 
Stelle der erkannten Unrichtigkeit zu setzen. Wie die Gesetze 
selbst und die ihnen gleichstehenden Rechtsquellen die öffentlichen 
Rechtsverhältnisse fortan neu ordnen und darnach, auch wenn 
sie durch besondere Entscheidungen festgestellt waren, ändern, 
sofern nur nicht die Fortdauer des Bestehenden ausdrücklich vor- 
behalten ist, oder es sich von ganz abgemachten rechtlichen Be- 
ziehungen handelt, so hat die Entscheidung einzelner Fälle auch 
in thatsächlicher Beziehung nur rechtliche Bedeutung nach Lage 
der Umstände, wie sie zur Zeit bestehen. Die Verände- 
rung der Sachlage gibt in derselben Weise, wie eine Streitsache 
von Anfang an anhängig wird, rechtlichen Anlass zu neuer Un- 
tersuchung und Entscheidung; denn es ist hier eben ein neues 
Verhällniss rechtlich zu ordnen z. B. der Steueransalz den ver- 
änderten Einkommens-Verhällnissen anzupassen. 

Sodann aber muss das Rechtsmittel der Wiederein- 
setzung in den vorigen Stand bei Entdeckung von Thatumstän- 
den, die schon früher eingetreten waren, aber bei der ersten 

32 * 
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Entscheidung unbekannt blieben , in möglichst ausgedehnter Art 
gewährt werden ') ; es ist als Pflicht der Verwaltungsbehörde zu 
erklären, auf solche neuentdeckte Umstände, wenn sie zunächst 
von ihr wahrgenommen werden, die Betheiligten aufmerksam zu 
machen, und ist dieselbe auch berechtigt, die Sache von Amts- 
wegen neu aufzunehmen, wenn die neuentdeckten Thalumstände in 
dem öffentlichen Interesse in wesentlicher Beziehung günstigere 
Entscheidung begründen dürften. Uebrigens wird diess um so 
seltener vorkommen , je mehr das ganze Verfahren darauf be- 
rechnet ist, den wirklichen Sachverhalt gleich bei der ersten 
Untersuchung zu ermitteln und der Kenntniss des erfahrungs- 
mässigen Zusammenhangs von Thatumsländen darauf führt, alles 
Zugehörige zu erheben. 

IT. Die äusseren Formen des Verfahrens. 

Q Die Verhandlung von Streitsachen wird in den meisten 
Fällen durch amtliche Vernehmung der Betheiligten zu Protokoll 
wesentlich gefördert und für die Entscheidung brauchbarer ge- 
macht werden *), und sind dabei die erforderlichen Belehrungen 
oft mit der Wirkung einer freiwilligen Erledigung der Sache am 
besten anzubringen. 

2) Es wird um so mehr Gewähr der Formen für richtige 
und allseitige Erwägung und Entscheidung gefordert werden 
müssen, je wichtiger und bis zu der höchsten Instanz verfolgbar" 
die Streitsachen sind. Bei der höchsten über der obersten Ver- 
waltungsbehörde stehenden Administrativjustizbehörde ist es eine 
das Vertrauen in die Rechtsprechung erhöhende, die allseitige 
Erwägung verbürgende Einrichtung, wenn auch für das öffent- 

1) Offenbar zu weit geht und verletzend wirkt- die Bestimmung dei 
württ. Geselle» vom 13. Novbr. 1855 über die Rechtsmittel in Verwaltuogs- 
justizsachen, Art. 15. „nach Ablauf von 4 Jahren von dem Tage an, an wel- 
chem das Urtheil die Rechtskraft erlangt hat, findet die Wiedereinsetzung in 
den vorigen Stand überhaupt nicht mehr statt." — Es ist nament- 
lich möglich, da«» öfientliche Aktenstücke erst später vergefunden werden. 

2) Das „rtfrenare advocatorum el procuratorum eonlenHonet etjurgia" 
iat hier am so begründeter, als sich in streitigen Verwaltungssachen Vieles 
über die rechtliche Seite ins Allgemeine hinein behaupten lä»»t. 
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liehe Interesse eine besondere Parthieen-Rolle geschaffen wird 
(wie in Frankreich durch die K. Commissfire beim Staatsrath). 
3) Endlich darf auch hier, wo es sich gerade um Fülle der 
öffentlichen Lebensordnung handelt, an die Forderung der e f- 
fentlichkeit gemahnt werden '), welche mit nöthigen Aus- 
nahmen zugestanden, dazu dienen müsste, die sehr wenig 
verbreitete Kenntniss des Verwaltungsrechts und die Einsicht in 
die Nothwendigkeit der auferlegten Beschränkungen etc. allge- 
meiner zu machen, das Vertrauen auf die Rechtlichkeit der 
Verwaltung, die allgemeine Ueberzeugung zu verbreiten, dass 
hier in der That ein Streben nach dem Recht ist, das freilich 
oft weniger nach voraus für alle Fülle und Zeiten feststehenden 
juristischen Kategorien zu erkennen ist, als durch Anschauen 
und kundiges Ermessen der lebendigen Wechselwirkungen der 
gesammtheitlichen , besondern und individuellen .Kreise im Staate 
und des Ziels ihrer harmonischen Einigung. 



1) Nach dem Wurttb. Recrutirungsgesett v. 22. Mai 1843 geschehen die 
Verhandlungen des über Befreiungsansprüche erkennenden Bezirksrekrutirungs- 
ralhs in öffentlicher Sitzung. 



